Anlage
Kriterienliste zur Prüfung und Standardisierung von Berichten der Arbeitsgremien
	1
	Allgemeine Angaben zum Bericht

	1.1
	Arbeitsgremium:              Bund-/Länderarbeitsgemeinschaft Abfall
Ansprechperson/Tel.-Nr.: LAGA – Geschäftsstelle

                                          Uwe Meyer, Tel.-Nr.: 0431 / 988 -7166
E-Mail:                                 LAGA-GS@mlur.landsh.de


	1.2
	Bezeichnung des Berichts
Einrichtung eines Ad-hoc-Arbeitskreises für eine Vollzugshilfe zur R1-Effizienzformel nach Abfallrahmenrichtlinie


	1.3
	Die Thematik des Berichts ist 
       neu 
       wegen sachlicher Änderung neu erfasst

	1.4
	Kurze Zusammenfassung der Kernaussagen des Berichts:

Für die Frage, ob in einer Verbrennungsanlage für gemischte Siedlungsabfälle Abfälle energetisch verwertet oder beseitigt werden, ist die R1-Formel zur Energieeffizienz nach Anhang II der Abfallrahmenrichtlinie anzuwenden. Die Beurteilung dieser Frage besitzt für den Betrieb bzw. die Betreiber von Hausmüllverbrennungsanlagen große Bedeutung, da sich daran verschiedene Rechtsfolgen anknüpfen.
Die LAGA ist der Auffassung, dass im Zusammenhang mit der Anwendung der R1-Formel viele wichtige Vollzugsfragen der Konkretisierung bedürfen. Ein einheitlicher Vollzug ist beispielsweise für den bundesweiten Wettbewerb zwischen den Müllverbrennungsanlagen von großer Bedeutung. 
In einem Ad-hoc-Arbeitskreis unter Federführung der LAGA und unter Beteiligung der LAI soll zu diesem Zweck eine Vollzugshilfe erarbeitet werden. Die inzwischen vorliegende rechtlich unverbindliche EU-Leitlinie soll hier als Erkenntnisquelle dienen.

	2
	Notwendigkeit des Berichts

	2.1
	Warum wurde der Bericht erstellt: (Ziel)

Bitte um Zustimmung der UMK zur Einrichtung eines Ad-hoc-Arbeitskreises.

	2.2
	Auswirkungen und Relevanz für die Länder und den Bund:

Einheitliche Auslegung wichtiger Vollzugsfragen im Zusammenhang mit der Einstufung der Verbrennung in Hausmüllverbrennungsanlagen, dadurch geringerer Vollzugsaufwand im Einzelfall.

	2.3
	Ergebnis bzw. Beschlussvorschlag:

Die UMK stimmt der Einrichtung eines Ad-hoc Arbeitskreises unter Federführung der LAGA und Beteiligung der LAI zur Erarbeitung von Vollzugshinweisen für die Anwendung der R 1-Formel für die energetische Verwertung von Abfällen in Siedlungsabfallverbrennungsanlagen gemäß der EU-Abfallrahmenrichtlinie unter Berücksichtigung der entsprechenden Leitlinien der Kommission zu. Die LAGA wird gebeten, zur Herbst-UMK 2012 zu berichten.


	3
	Analyse von Konfliktpotential

	
	Durch den Beschluss betroffene Gruppen und Auswirkungen

	
	(bitte betroffene Gruppe angeben)
	(Bitte Gruppierungen bzw. Bereiche angeben, bei denen der Beschluss Restriktionen zur Folge hat)

	
	z. B. für den Bund
	 keine

	
	z. B. für die Länder
	 keine

	
	z. B. für Unternehmen (einschl. Landwirtschaft)
	Betreiber von Müllverbrennungsanlagen (Verbände ITAD e.V. und BDSAV e.V., ggf. ASA e.V.)


	
	z. B. für Bürgerinnen und Bürger
	 Keine

	
	sonstige
	 Keine

	4
	Kostenfolgenabschätzung

	4.1
	Welche Kosten werden bei Beschluss der Ergebnisse verursacht?
(Bitte einmalige Kosten mit Zusatz A, wiederkehrende Kosten mit Zusatz B angegeben)

	
	(bitte betroffene Gruppe Angeben)
	Personalkosten
	A
	B
	Sachkosten
(incl. Verfahrenskosten)
	A
	B

	
	z. B. für den Bund
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für die Länder
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für Unternehmen
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für Bürgerinnen und Bürger
	
	
	
	
	
	

	
	sonstige
	
	
	
	
	
	

	Falls die Kosten nicht angegeben werden können, bitte erläutern:

Keine Kosten, da die R1-Formel bereits in der Abfallrahmenrichtlinie existiert und nur für den behördlichen Vollzug ausgelegt wird.


	4.2
	Wurde eine Kosten-/Nutzenanalyse angestellt und Einsparungsmöglichkeiten geprüft? (bitte Ergebnis darstellen)

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, diese Frage bundesrechtlich zu konkretisieren.

Würde keine Vollzugshilfe erarbeitet, würde einerseits nicht bundeseinheitlich vollzogen und andererseits entstünden in der Gesamtschau Mehrkosten, da jede einzelne Vollzugsbehörde die Fragen neu für sich prüfen müsste.

	5
	Alternativen

	5.1
	Welche Auswirkungen hätte ein Verzicht des vorgeschlagenen Beschlusses:

s. unter 4.2
Außerdem drohten Wettbewerbsverzerrungen durch nicht einheitlichen Vollzug.



	5.2
	Welche Alternativen bestehen und/oder wurden geprüft:

s. unter 4.2 .























